
   

  

 

     
   

 

   

      

  
  

         
         

       
    

    
     

  
       

 

      
    

  

   

       
 

 
  

 

    

     

       
   

    
 

 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/14426 

19. Wahlperiode 23.10.2019 

Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksachen 19/13396, 19/14425 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Strukturen des Besoldungsrechts 

und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
(Besoldungsstrukturenmodernisierungsgesetz – BesStMG) 

Bericht der Abgeordneten Martin Gerster, Klaus-Dieter Gröhler, Marcus Bühl, 
Dr. Stefan Ruppert, Victor Perli und Dr. Tobias Lindner 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, das Besoldungsrecht, das Umzugskostenrecht 
und das Versorgungsrecht im Hinblick auf gesellschaftliche, rechtliche und tatsächli-
che Veränderungen, die auch durch den demographischen Wandel und die Digitalisie-
rung entstanden sind, weiterzuentwickeln. Zu diesen Veränderungen zählen etwa der 
Fachkräftemangel, die Zunahme von Auslandseinsätzen von Bundeswehr und Bun-
despolizei und die zunehmende Bedeutung von IT-Sicherheit durch die Digitalisierung 
von Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs unter Berücksichtigung der vom 
federführenden Ausschuss für Inneres und Heimat beschlossenen Änderungen auf die 
öffentlichen Haushalte stellen sich wie folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Im Finanzplanungszeitraum ergeben sich für den Gesamthaushalt folgende Mehraus-
gaben: 

Gesetzgeberische Maßnahmen Mehrausgaben in Mio. Euro 

mit bezifferbaren Kosten 2020 2021 2022 2023 

Gesamt 122,6 160,8 160,8 160,8 

Die zu erwartenden Mehrausgaben belaufen sich im Finanzplanungszeitraum (2020 
bis 2022) auf 444,2 Mio. Euro. 

Ab dem Haushaltsjahr 2023 entstehen jährliche Mehrausgaben in Höhe von 
160,8 Mio. Euro. 

Die Mehrausgaben werden im Rahmen des geltenden Finanzplans abgedeckt. 
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Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht lediglich ein erhöhter Erfüllungsaufwand im 
Umfang von maximal jährlich durchschnittlich 1.100 Stunden. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Der Wirtschaft entstehen keine Bürokratiekosten aus neuen oder erweiterten Informa-
tionspflichten. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 
2,1 Mio. Euro. Es entstehen ein jährlicher Minderaufwand in Höhe von rund 4,8 Mio. 
Euro und ein jährlicher Mehraufwand in Höhe von rund 320.000 Euro. Der Erfüllungs-
aufwand wird mit den vorhandenen Personal- und Sachmitteln innerhalb der jeweili-
gen Einzelpläne abgedeckt. 

Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, insbesondere den mittelständischen Unternehmen, entstehen keine 
weiteren Kosten. 

Die vorgesehenen Regelungen werden keine wesentlichen Änderungen von Angebots-
und Nachfragestrukturen zur Folge haben. Auswirkungen auf Einzelpreise und das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE LINKE. für mit der Haushaltslage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Inneres und Heimat 
vorgelegten Beschlussempfehlung. 

Berlin, den Berlin, 23. Oktober 2019 

Der Haushaltsausschuss 

Peter Boehringer 

Vorsitzender 

Martin Gerster Klaus-Dieter Gröhler Marcus Bühl 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 

Dr. Stefan Ruppert Victor Perli Dr. Tobias Lindner 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter 
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